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1. PROBLEMSTELLUNG

Die sich ständig intensivierende Nutzung der Seeufer durch 
Privatpersonen, insbesondere die Zunahme der Bootszahl, 
beschäftigt die Behörden und die Naturschutzkreise schon seit 
geraumer Zeit.

Durch die ständige Zunahme der Bootszahl erhöht sich auch 
die Zahl der Anlegeplätze und Schiffstege an den Ufern. Diese 
Einrichtungen, die häufig mit einer Zerstörung von Schilf ein-
hergehen, tragen zur Überlastung des Ufers bei und laufen 
den Interessen der Fischerei und der Sicherheit der Schifffahrt 
zuwider.

Das Thema «Bootshäfen und Anlegeplätze» beruht auf dem 
Staatsratsbeschluss vom 20. Februar 1973 und konkretisiert die 
in diesem Beschluss empfohlene Politik.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Der regionale Uferrrichtplan bildet ein grundlegendes Dokument 
für die Einrichtung von Bootshäfen. Deshalb werden die Kantons-
behörden erst auf neue Hafenprojekte eintreten, wenn die 
Gesuchsteller imstande sind, die Übereinstimmung ihres Projekts 
mit dem regionalen Seeuferrichtplan nachzuweisen.

Ortsplanung

Im Rahmen eines Projekts für den Bau eines Bootshafens oder 
eines kollektiven Anlegeplatzes müssen mehrere Dokumente 
erstellt werden. Dabei kommen verschiedene Verfahren zum 
Zug, namentlich weil sich die Dokumente in ihrem rechtlichen 
Status unterscheiden.

Da die Benutzung der Seeufer unter die Verwaltung der öffentlichen 
Sachen fällt, können Bewilligungen für individuelle Anlegeplätze 
widerrufen werden, ohne dass die Besitzer dieser Bewilligungen 
Einsprache erheben können. Deshalb ist der Gemeinderichtplan das 
geeignete Raumplanungsinstrument, um die Sektoren festzulegen, 
in denen die Anlegeplätze aufzuheben sind. Gemeinderichtpläne 
können nämlich nicht mit Beschwerden angefochten werden. Es 
besteht lediglich die Möglichkeit, Bemerkungen und Vorschläge 
zum Inhalt zu formulieren. Folglich schlägt der kantonale Richtplan 
vor, dass für Pläne der sanierungsbedürftigen Sektoren das für 
Gemeinderichtpläne vorgesehene Verfahren zur Anwendung 
gelangt.

Mitwirkende Stellen

RUBD, BNS, SGeW und BRPA

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik 

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Kantonale Studie in Bearbeitung

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Unveränderte eidgenössische 
oder kantonale 
Gesetzesgrundlage seit dem 
alten kantonalen Richtplan




